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Eisenbahnenehestens ' nAngriffgenommenundmit aller Beschleunigung
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emeinderätlicheWahlen.In dasKuratoriumderKaiserFran atausserdem DisangeführtenZeitungsartikelsind mirbereits zurKenntnis
ghrachtworden .Esist bezeichnend,dassbei unsin Oesterreichvon
igrartigen weittragendenPlänennichts verlautat ;in Deutschlandwio

Stiftung zur Unterstützungdes KleingewerbesWienswurdenvomGemeinde
ratedieGRe.Angermayer,Körber,Leitner,Panosch,RothundEeopold
Schmidtals Mitglieder ,in die Donauregulierungs- Kommissiondie
GRe.MelcherundSkaretals Ersatzmännergewählt.

BürgermeisterDr .WeiskirchnersprächedemunbekanntenWohltäte in Ungarnwird die wirtschaftliche Entwicklungfür denFrieden
verbereitet ,unsereRegierungscheinttrotz allerEntschliessungen
undDenkschriftennichtdenWillenzuhaben ,die für die Hebungder
Volkewirtschaftso notwendigeAusgestaltungderVerkehrswegezeit¬
gerecht durchzuführen .Der für Wienund ganz Oesterreich sowichtige
Denau- Oder- Kanalist vollständigbaureif ,er könntejederzeit
in Angriffgenommenwerden ,die österreichischeDonaubedarfnuran

denherzlichstenDankaus undversichereihn derbesonderen
DankbarkeitderGemeindefür seinKinder- undSchulfreudliches

StädtischeStrassenbahnen,VomFreitag,den8 . . M.anwirddieHalte Wirken

stelleVersorgungsheimstrassein derLainzerstrassezurBreuergasse
(Verbindungsbahn)verschoben.VondiesemTageangiltderAusnahmsta¬
rif für eine Fahrt nach Mauernur für die StreckeHaltestelle

GräfinMarieSalmspendet100Kronenfürarmeund
KindervongefallenenoderimFeldestehendenSoldaten

Verbindungsbahn- MauerLangegasse eine Subventionvon2000KronenbewilchkursesfürJugendfür tellendesentsprechendenAusbaues.DieseArbeiten
dürfennichtmehrhinausgeschebenwerden,soll nichtdieEntwicklung
derösterreichisenenReichehälfteunwiederbringlichSchadenerleiden.Bezirksratssitzung.DieBezirksvertretungBrigittenauhatdiefürde

6 . . M.anberaumteSitzungaufFreitag ,den8 . . M.46Uhrabends
desverstorbenenKrossindustreellen

2000KronenfürdieArmendes19 .und500Kronen usbauederWasserstrasseninbesonderem
verschoben. Bundschuh500Kronenfdie Armendes4 .Bezirkes

Armender bestandenenGemeindeHietzing .- HansundFann
Obmännerkonferenz.UnterdemVorsitzedesBürgermeistersDr.Weiskirch-¬
nerundin AnwesenheitderVB .Hierhammer,HossundRainfandheutedie
90 .gemeinderätlicheObmännerkonferenzstatt ,in welchereinBericht
desMagistratsratesDr .FestanbauerüberdieVersorgungderBevölkerung
mitHausbrandkohlezurKenntnisgenommenwurde .Magistratssekretär
Dr .RosskopfberichtetehieraufüberdieSchaffungeinesstädtichen
Landwirtschaftdamtes,demdieVerwaltungderlandwirtschaftlichen
GüterundBetriebe ,die Leitungder Anbau- Aktionen ,die Aufsichtüber
dieSchreber- undKriegsgemüsegärten,überdieFischzuchtderGemeinde
Wienetz .obliegt .DieKonferenznahmdenBerichtmiteinmütigerZu-¬
stimmungzur Kenntnis .BürgermeisterDr .Weiskirchnerteiltehierauf
mit ,dasser mitder provisorischenLeitungdiesesneuenAmtesden
LandwirtundstädtischenOber- TierarztDr .Steflikbetrauthabe.
ZumSchlussenahmdie KonferenzeinenBerichtdes MagistratsratesDr .
EhrenbergüberdieEinleitungeinergrosszügigenGemüse-und
Kartoffelanbau- AktionderGemeindeWienimGörzischenundinTeilen

Eisenbahnen.Der
en

ArmedesBezirkesWähring. -AlfredHerzl100Kronenfür dieArn
serl .RatHeilinger3WaggonsDüngerfürdieKriegsgemüsegärten
annHorak3000kgBrennholzefürArmedes17 .Bezirkes. -Herrund
kaiserl .RatMicheu8 Bändeder LiedersammlungOrpheonund

iWienbeseblaunigt ,ed
betriebeneRegelungde

war

agennochkeinenSchrit ehen ,die

ifizierun
ienVollbahnen,derBauverschiedenernot-rereBändemusikalische wendigerBahnliniensindtrotzallerBemühungen,nochimmernicht

rlich an dieRegieruntführerGR-Stanglberge
gewendet,umalledieseFragenvielleichtdoeh

RollenundzurDurchführungzubringe
iumw Weisskirehnerfügthinzu :„ IchwerdenichtermüdenE P

undgewärtigehiebei die werktätigeUnterstützungdesgesammtenZeit für die ZukunftUngarnsgearbei
sinddieArbeitenschonsoweitgediehen,dassdieVorarbe kehrswesenin eine Handund
lele beginnenkönnen .Kirkönnenschonheutemit :
rechnen ,dass unsereKriegsgefangeneninRussland¬
seinwerdenundandenArbeitenteilnehmenkönnen

LebhafterBeizwarin dieHandderGemeindegelegtwerdenmuss

ch rechneauf GR.SchäferfragtnamensderGastwirte,HoteliersundKaffee
desbesetztenVenetienszurKenntnis etwa30. 000Kriegsgefangene,diesichnurmitErdarbeitenbefassenwer-¬

den .WürdeeinRuckkehrunsererKriegsgefangenenbisFrühjahrnochnicht
erfolgækönnen ,sowerdenhalt RussenundItalienerarbeiten ,doch

trieben der Genannten Requirierungen und Beschlagnahmen vonLebens

die Arbeit muss begonnan werden .Sämtliche Steinbräche Ungaruswerden

währenddegKriegesdurchdenStaatausbeutefähiggemacht.Inder
AbteilungfürFluss- undSeeschiffahrtdeskönigl.ungarischen
Handeslministeriumsist der PlanzumAusbaueinigerFlüsse(Theiss,

Sitzungam6 .Februar1918.
VorsitzenderBürgermeisterDr .WeiskirchnermachtfolgendeMitteilungen

EsdrängtmichvomganzenHerzenzweiKollegenzugedenken,welche
Endedieser Wocheihren 80 .Geburtstagbegehen .Es sind dies Dr .von
Dornund kaiserl .Rat Wessely .Beide blicken auf einreiches Lebender
ArbeitzurückundichglaubeimSinneallerzusprechen,wennich
beidenverehrtenHerrendenherzlichstenGlückwunschdesWienerGemein-¬
deratesaussprecheunddenWunschbeifüge ,der liebe Gottmögeihnen
nochvieleJahresegenreichenSchaffensschenken.(LebhafteZustimmung
DerBürgermeisterlegteineZusammenstellungderEnde1917beider
StadtbuchhaltungunerledigtgebliebenenKontrahentenrechnungenvor.
DerEinlaufbetrugimVorjahre52. 516Stück ,erledigtwurden54. 288
Stück,uherledigtblieben. 469undzwar. 061ausdemJahre1917und
derRestausdemJahre1912- 16 .DieseRückständebetreffenzumgröss¬
tenTeilgeringfügigeRestzahlungen,dieimEinvernehmenmitdenKontra¬

hentenliegengebliebensindoderbliebenwegenunausgetragenerRech- ¬
nungsdifferenzenoderweilsie vonfeindlichenAusländernausgestellt

sindunerledigt.

BGMDr .Weisskirchner:MirwarindemAugenblic
vorwenigenTagenmichbesuchteunddiein derInterpelationge¬
schildertenVerhältnissedarstellte vondenRequirierungennichts
bekannt .Eeist dies eine Angelegenheit ,die nicht diestädtischen

lute ) ,HafenanlagenundKanälebere: Behörden befasst und die ausschliesslich durch Organe desKriegs¬
wucheramtes( Finanzerganedie der Polizeibehördeangegliedertsind
Surchgeführtwird .Ich habedenMagistratveranlasst ,Erkundigungen
einzuziehenundaufGrundderErhebungenkannichmittelen,dass

en
inseresProgrammesist dieAusgefertig

dasKriegswucheramtauf Grundein ErlassesderStatthalterei
vom28 .Sepetember1917„ DerAnkaufstätigkeitaller Gast -und
Schankgewerbetreibenden ein besenderes Augenmark, in der Richtung

zugewendetwird ,obdiesenichtdurch" Ueberbietengeforderter
üblicheroderamtlicherPreise "Lebensmittelaller Artansichzu

entfernt senBudspe

ziehentrachten ,dadurchdenSchleichhandelfördernundso ,Mit-¬
schuldtragendanderallgemeinenKnappheitdernotwendigstenLelens

undzug

Wilhelm" , welcherseit einerReihevon
und20 ,Be irkeenamhafte Beträgezuwel.
a derletz tenGemeinderasitzungver .

000Krronenfürdie Schulendes10.



2
mittelwerdenunddurchBezahlungwahrerPhantasiepreiseeinesder
bedenklichsten Glieder in der Kette des unaufhaltsamen Anschwellens
aller Preisebilden .Ich kannnichts anderesmachen ,als mitdem
StatthalterdieseAngelegenheitbesprechen .Abereinesmussichher¬
vorheben .Wasunsere ,sesshaftenGeschäftsleutein dieserZeitdurch
eineFüllevonVerordnungenundeineoftgeradezuharteDurchführung
derselbengepeinigtwerden ,geht überdas Massdessenhinaus ,was
einpatriotischerundgewissauchehrlicherundsoliderGeschäfts
mannzu tragen föhig ist .Es ist oft sehr schwerzu diferenzieren

nwischenWucher,welchergewiss
der strengsten Bestrafungunterliegen soll ,undzwischendem ,was
sich vollziehtbei GeschäftsleutenundPrivaten ,welcheumnichtzu
verhungerntrachten ,Lebensmittelfür sichundfür dieGästezube¬
kommen.Ichhoffe . ,dassmeineRücksprachemitdemStatthalter
Wandelin diesenDingenbringenwird .( lebhafterBeifall)

GR.SchäferfordertineinerInterpellationdieschleunigste
AufhebungdesVerbotesdesFleischgenussesanfleischlosenTagen.

BGM.Dr .Weisskirchner:IchhabeineähnlicheInterpellation
schoneinmalbeantwortetundzwarzueinerZeit ,alsdieVersorgung
derBevölkerungmitMehlundGemüsenochgünstigerwar .Wasdamals
zutref endwar ,gilt aberheutenicht mehrunddie letzterlassenen
Verordnungen ,zeigen bereits den richtigen Stand der Dinge .Ich
kannnur demWunscheAusdruckegeben ,dass die neueEinrichungsich
bewährt .Ich fürchteaber ,dassdie VerordnungdenErfolghaben
wird ,dassdieMindesbemitteltenunddieoberen10000Tausend,letzte
re zu Phantasiepreisen in den Besitz von Fleisch gelangenwerden ,
der Mittelstand aber überhaupt nichts bekommenwird .VomMittel - ¬

standhängtauchdieExistenzvielerGastwirtschaftenab .Wirhaben
heuteeine ReihevonVerordnungenvor unsundwir müssenalwarten ,
obdiesichbewährenundjenenErfolghabenwerden,dendieStaats-¬
verwaltung sich davon verspricht oder ob nicht im Gegenteil Fleisch

nurmehrimSchleichhandelzuhabenseinwird.
GR .Dr .Heinstellt fest ,dass bei der in der letztenGemeinderats-¬
sitzungvorgenommenenWahlderMitgliederderVermittlungsämterin
allen Bezirkendie vondenBezirksvertretumenvorgeschlagenenMänner
gewähltwurden,währendim2 .BezirkdievorgelegteListeganzun¬
berücksichtigtblieb ,imerstenBezirknurzwei ,imzweitenBezirk
nurein freiheitlicherVertrauensmanngewähltwurde.

BürgermeisterDr .Weiskirchner :GR .Dr .Heinhatwiederholtmit
mir über diese Sache gesprochenund ich hätte gedacht ,dasser
bereits genügendinformiert ist .Daer michfragt ,was ich inder
Zukunftzutungedenkenwerde,sosageichihm ,dassichdieseInter
pellation bis zur nächsten WahlderGemeindevermittlungsämter
aufhebenwerde .

GR.Hohensinnerfragt ,welcheStellungderBürgermeisterzurInstitutimn
der Schulärzteeinnehmeundob er geneigt sei ,schonjetzt dienotwen¬
digen Vorbereitungenzu treffen ,damitbei Friedensschlussstädtische
Schulärzteangestelltwerden.

Bürgermeister Dr .Weiskirchner :Ich stehe der Einführung der Schul

ärztesympatischgegenüberundglaube ,dasseseineNotwendigkeitsein
vird ,Schulärzteanzustellen .Abergegenwärtigist es derungünstigste
ugenblick ,umdiese Angelegenheitzur Sprachezu bringen ,da fürdie
dringendstenBedürfnissezu wenigAerztevorhandensind .

GR .Hohensinner fragt ,ob der Bürgermeister geneigt ist ,dem

GemeinderateeinenÄntragzur Beschlussfassungvorzulegen ,nachwelcha
alle SchulkindervomnächstenSchuljahreangefangendieLernmittel

unentgeltlich erhaltensollen .
BürgermeisterDr .Weiskirchner:IchbinnichtderMeinung,dass

allen KindemohneUnterschiedunentgeltlich die Lernmittelabgeben
werden ,weil ich nicht einsehe ,warumauchbemitteltenEltern
die Lernmittelngeschenktwerdensollenundsie sich dies auchnicht
gefallenlassenwerden.DieGemeindehatgeradeaufdiesemGebiet
schongrosseOpfergebracht ,weil die Zahlderbeteilten Kindersehr
stark angestiegenist .Es ist zweifellos ,dass der KreisderKinder
sich nochmehrerweiternwird ,weilja der Mittelstandvoll -¬
ständig zusammenbricht und es muss getrachtet werden ,dass auch

die KinderdesMittelstandesdasbezweckteLehrzielerreichen .
IchwerdedieAnfragedemMagistratzuweisenzurErhebung,obum
in wieweit eine Erweiterung des Kreises der zu beteilenden Kinder

notwendigist .
GR.Philpfragt ,in derAngelegenehitderKollektiv-Hafte

pflichtzersicherungfür die VolksundBürgerschullehreran .Wie
weitdie Verhamdlungenbereits gediehenseienundwannder
Bürgemmeisterdiese für die GemeindeWienund für dieLehrerschaft

so wichtige Vorsorge zur Durchführung zu bringen gedenke .
Bürgermeister Dr .Weiskirchner erwidert die Frage der Haftpflich

undUnfallsversicherungfürdieLehrerschaftsteheinVerhandlung
und werde schon demnächstvomMagistrat an den Gemeinderat geleitet

werden .
GR .Rummelhardtrichtet an den Bürgermeister folgendeAnfrage :

Sicherem Vernehmen nach wurde in den letzten Wochen öffentlich

aufGassenundMärktenin Krakauin denKreisenderdenSchleichhandel
betreibendenpolnischenJudenallenthalbender Ruflaut DerFriede
drogt “ .Hiedurchgabendieselben ihrerBefürchtung Ausdruck ,dassder
Friede nahesei undsie daher nicht mehrin der Lagesein werden ,die
zumZweckeder Preistreiberei vonihnenaufgestappeltenLebensmittel
und sonstigen Waren zu so hohen Preisen verkaufen zu können ,wie
dies bisher der Fall ist .Währendmit denLebensmittelkartenin
Krakau fast nichts zu haben ist ,bekommtmanalles umschweresGeld
vondenpolnischenJudenimSchleichhandel.ImVormonatehatte
die armepolnische Bevölkerungin Krakau5 Tagelang kein Brot ,während
dieserZeitassendieReichenandenvornehmenHotelsButterkipfeln
zumOberskaffee .Währendin Wiendie Mehlrationverkürzt werdenmusste ,
weil angeblichzu wenigMehlvirhandenist ,werdenin KrakauKaiser-¬
semmeln ,das Stückzu 60Heller ,Stritzeln das Stückzu 70Hellern
verkauft .Ein KilogrammGriess wird zu 9 K 50 h und 1 Liter Milchzu

3 K20h imunerlaubtenHandelabgegeben.DiepolnischenJuden,
vondenendie Mahlproduktezu habensind ,behauptendieselben :Aus
RussischPolenzu beziehenunderklärten heimit die hohenPreise .
Wenntätsächlich MehlGriess etz .in solchen Mengenaus RussischPolen
zu habensind ,warumnur für die KrakauerJudenimSchleichhandel?
Warumwerdendiese Mahlproduktenicht aus Russisch Polen aufgesetzli - ¬

chemWegenachOesterreichgebrachtundhieraufWienunddieübrigen
Gewerbeund Industriezentren verteilt ? Weissdas . k .Ernährungsamt
nichts vondemSchleichhandelder polnischenJudenin Krakauundan
anderenOrten? HerRuf„ DerFriedeHroht "ist in Krakauaufden
Gassenund Märktenerschollen ;in Wiendürfte er ingewissen
KaffeehäusernWiderhallgefundenhaben .Ererscheingjedennormalen
Menschenunfassbar ,dass es imvierten KriegsjahreLeutegibt ,diesch
vor dem Frieden fürchten ,weil er der Vefriedigung ihrer unersättlichen

GiernachGeldundBesstzeinEndemachenkönnte .Ivhrichte
daheran denBürgermeisterdie Anfrage ,ober gewilltist ,denEr-¬
nährungsminiter auf die geschilderten skandalösen Verhäytnissein
Krakau aufmerksam zu machen und ihn zu ersuchen ,die aus Russisch

PolenstammendenMahlprodukteder Allgeneinheit undnamentlichden

BürgermeisterDr .Weiskirchnererwidert ,er werdenichtermangeln,
dieseAngragedemErnährungsministerzuüberreichen .
GR.Dr .vanDornstellt SolgendenAntrag :UmsowohlderBevölkerung,
als auchdemParlamenterechtzeitigdie Gelegenheitzugründlicher
ErwägungderfürdiezukünftigeEntwicklungunseresVerhältnisseszu
Ungarnzu treffendenVorkehrungenzu bietenundjedenfallsdemWieder-¬
eintritte einer jener Zwangslagenvorzubeugen ,unter derenDrucke
schonsoofteineBenachteiligungOesterreichshingenommenwerden
musste ,ersucht der Gemeinderatder Stadt Wiendie hohe . k .Regierung
die im vorigen Jahre von den beiden Regierungenprovisorischverein¬
barteNeuregelungderwechselseitigenHandels- undVerkehrsbeziehungen
zwischendenimReichsratevertretenenKönigreichenundLändernundden
Ländernder ungarischenKroneehestens zuveröffentlichen .

DieGRe .GussenbauerundNaglerstellten folgendenAntrag :Diesei -¬
tensderGemeindeWienandie„ deutschemensaacademica" gewährtebis¬
herige Unterstützungist bei der „ mensaacademica" mit Rücksichtauf
die Höheder Lebensmittelpreise zu verdoppelnund es ist derentsprechen¬
deTeilbetragfür dasverflosseneVerwaltungsjahr1917nachträglich
zu bewilligenundauszubezahlen.

DiebaidenAnträgewerdendergeschäftsordnungsmässigenBehandlung
zugewiesen.

Hieraufwirdzur Erledigungder Tagesordnungübergegangen.
Vize-Bgm.HierhammerunterbreitetdiebekanntenAnträgebetreffend

die Kredithilfsaktionfür denkriegsbetroffenenGewerbestand.Inseinem
Berichtebezeichnetes derRednerals einederwichtigstenAufgabender
Gegenwart ,die zahlreichen wirtschaftlichen Existenzen ,die infolge des

KriegesniedergebrobhensindundsichauseigenerKraftnichtwiederauf-¬
zurichtenvermögenzustützenundzufördern .DerGewerbestandundder
Kaufmannstandhabenammeistenin ihremWirtschaftslebengelitten und
nichtnurdieausdemKriegeheimkehrenden,sondernauchdieDaheimgeblie-¬
benen sind der Ungunst der Verhältnisse vielfach zumOpfergefallen .

DerRednerbittet denAnträgendesStadtratesdie Zustimmungzuerteilen .
GR .Hohensinner(kontra) : erklärt ,der Friedewerdenochvielgrö-¬

BereAufgabenstellen ,als der Krieg ;gewißsei dasLosderGewerbetrei¬
bendeneinsehrtraurigesunderstimmedeshalbdenAusführungendes
AntragstellersausvollemHerzenzu ,nurmüsseer sichgegendiepar¬
teimäßige Zusammensetzungder Kommissionen ,welchedie VergebungderUn¬
terstützungzubesorgenhaben ,wenden.Erstellt denAntrag ,daßdie
staatlichen Verträge in der gleichen Zahl in die Kommissionaufgenommen
werden,wiedieVertreterderanderenKörperschaften.Diegegenwärtige
Mehrheitsagt er hat ja nicht die Gewähr ,ob sie imRathausebleiben
wird.Esistjaauchmöglich,daßdieBolschewikiindasRathauseinziehen
( Heiterkeit ) .Der Staat hat ein Interesse amGewerbe ,ob es dieBolschewik
habenwerden ,weißichnichtunddarumglaubeich ,daßmeinAntragim
Interesse der Gewerbetreibendengelegenist .

GR .Bretschneider( pro ) :Sie habenschangehört ,daßachvonunserer
Seite kein Einspruchgegendiese Vorlageerfolgt .Wirkennendie Lageder
Gewerbetreibenden und wirwendenuns nur dagegen ,daß derGemeinderat
imgegenwärtigenZeitpunkte ,woso viele Mandatebereitsahgelaufen
sind ,eineKreditoperationüber10Jahredurchführenwill .Auchistdie
OrganisationderKörperschaften,welchedieDarlehensgesucheempfangen
und die entsprechendenBeschlüssefassen ,vielfach eine reinparteimäßige .

Die Mehrheitbleibt trotz aller Zusicherungenauchhier wiederaufdem
altenParteistandpunkteundregelteinegroßeSachegenausowiedies
früher immerder Fall war ,ohnedie Minderheitzur Mitarbeitheranzu¬

ziehen .
GR. Dr.Hein:WirsindselbstverständlichfürdieVorlage,dawir

ja seitjeheraufdemStandpunktestehen ,daßdemGewerbestande
BwohnernderStadtWienzuzuführen.



Kredithilfegebotenwerdenmüsse .Ichmacheaberaufmerksam,dasszischen
dendrsprünglichenVorschlägenunddenjetzigenAntrageneigentlichein
Widerspruchbesteht ,indemjetzt in die BestimmungendieKleinkaufleute
nicht ausdrücklichaufgenommenwordensind .Die Kleinkaufleutehabendurch
dieZentralensehrgelittenundwenndasböseWortgesprochenwordenist ,
vonderUmstellungderLeopoldstadt,somussichIhnenschonsagen ,dass
gewissmehrin derMehlfragegeschahenwäre ,wenndiesejüdischnGetrei¬
dehändlerzurVersorgungin richtigerWeiseherangezogenwordenwären.
( Rufebei der Mehrheit: " DasglaubenSie aberselbst nicht)

BezirksvorsteherDr .Blasel ;BesserwiederErnährungsminister
GR .Dr .Hein :DieOrganisationenderKaufleutefehlenauch

ganzindenKommissionenundichfinde ,dassdieseVorlagesosehrmanihr
zustimmenmuss ,in BezugaufdieZusammensetzungderKommissionenüberhaupt
ungenügendist .

GR.Melcher:DieVorlagekommtinvielenFällenschonzuspät-¬
Beinahe2JahrehindurchhabenüberdieseSacheBesprechungenstattgefunden,
undheutekanndenmeistenGewerbetreibendendurchUnterstützungenüber¬
hauptnichtmehrgeholfenwerden .In Ungarnwerdendieheimkehrenden
KriegersofortwiederanihregewohnteTätigkeitderBebauungdesAcker¬
landesschreiten . ,in Oesterreichwirdes dagegenin dieserBeziehung
vielschlimmeraussehn.RednersprichtseinBedauerndarüberaus ,dass
auch die Schritte ,welche seinerzeit vomBürgermester in derAngelegen¬

heitderFertigstellungunvollendeterBautenunternommenwurdenseitens
der Regierungnichts geschehensei undbezeichnetebenfalls dieZusammen¬

setzung der Kommissionenals eine einseitige ,die auch demWerkedas
geschaffenwerdensolle ,nichtvomVorteilseinkönne .ImUebrigener¬
klärterfürdieAnträgestimmenzuwollen.

GR.Breuer:AlleStändederBevölkerung,ausgenommendie
KriegsgewinnerundKriegswuchererhabenschwereLastenzu tragen ,zwei¬
fellosaberist derMittelstandundvorallemderGewerbestandamschwer¬
stenbetroffenworden .DerLehrer ,deröffentlicheBeamtebrauchenkeine
Sorgetragen ,obsie ihrePlätzenachKriegsschlussfrei findenwerden,
undsie gehendeshalbeiner gesichertenZukunftentgegen ,ganzandersist

diesbeimGewerbestand ,unddeshalbist esPflichtderGemeindeverwaltung
diesenBedrängten,auchsteuertechnischhochwichtigenStandehelfend
beizuspringen.WennderGewerbegenossenschftsverbandvomStadtratHohen¬

sinnerbeanständetwurde,somussdaraufhingewiesenwerden,dassdieVorsteher
sämmtlicherGenossenscaftenaufGrunddesGesetzesMitgliederdesselbensind
undwennsievonderParteidesHerrnHohensinnernichtswissenwollen,dannabertrotzdemals parteiischbezeichnetwerden,soist dieseinargerMissgriff.

Ich bin der Meinung,daäswirhier ein Werksetzen ,würdigder
GemeindeWien ,würdigaberauchdesGewerbestandes,welcherbewiesenhat ,
dassernichtnurleistungsfähigist auftechnischenGebieten,sondern
auchin steuertechnischerHinsicht .WennmanvomGewerbestandaberer¬
höhteLeistungenverlangt ,mussmanihngesechterweiseauchin dieLage
versetzen ,diese erhöhtenLeistungentragen zu können .Ich möchtedas
bekannteWortumprägen,dasshinterdemSargederAutonomiederGemeinden
alsersterLeidtragendenerderStaatgehenwird ,indenSatz ,dasshinter
demSargedesGewerbestandesals erster Leidtragenderdie staatlicheOry
ganisation gehenwird -DerGewerbestandwird neueKräfte sammelnundden
Beweiserbringen ,dass die grosse Zeit ein grosses Geschlecht auch inihm
hervorgebrachthat-¬

NachdemSchlusswortedesReferentenVize-BürgermeisterHierhammer
werden seine Anträge einstimmig genehmigt ,der Abänderungsantrag Hohen .

sinnerabgelehnt.
NachweiterenBerichtendesVize-BürgermeistersHierhammerwird

fürdieAusstellungdesAlbrechtDürer-BundeseinEhrespreisvon300K
unddemKleintierzuchtundSchrebergartenverein„Esparsette"inWien,

XII - ,für dasJahr1918eineSubventionimBetragevon500Kbewilligt-

UeberAntragdesSTR .Zatzkawirdder Verkaufeiner Parzelleim
13 -BezirkenächstderBreitenseer-undSchanzstrasseimAusmassevon

181m2umK8000genehmigt.
NachdenBerichtendesVize-BürgermeisterHoßwirddemVerein

„Kinderschutzstationen “für das Jahr 1918eine Subventionvon110- 000
Kronenundfür denBetriebderTagesheimstättefür 100Mädchen,XX. ,
Salzachstrasse ein jährlicher Verköstigungsbeitragvon 30 . 000Kronenge- ¬

währt .
DemVereine„Gartenfreunde"in Wien ,XII . ,Wienerbergstrasse39

wirdnachdemAntragedesselbenReferenteneineSubventionimBetrage
von500Kbewilligt-¬

GR.AichhornlegtdenVerwaltungsberichtderstädtischenKaiser
FranzJosefJubiläums-Lebens- undRentenversicherungsanstaltfür dasJahr
1916 .(Angenommen)

Nach einem Antrage des . BGM.Rain wird der Rechnungsabschlussdes

BrauhausesderStadtWienundderOekonomie„Wallhof“vom. Juli1916
bis30 .Juni1917genehmigt.

GR.vonSteinerlegtdieResolutionder . .Reichshaupt-undResidenz¬
stadt Wienan die . . Regierungin AngelegenheitderInvalidenversorgung
zurBeschlußfassungvorundführtaus :DieMilitärversorgungsgesetze ,die
denberechtigtenAnsprüchenderBerufsangehörigenderArmeenichtmehr
entsprechen,berücksichtigenvollendsingarkeinerWeisediewirtschaft-¬
lichenundsozialenFolgenderKriegsinvaliditätunddesHeldentodesvon
Gagisten und Mannschaftender Reserve und des Landsturmes .Dasletzte
zivile Arbeitseinkommenunddie daraufruhendesozialeStellungbleiben
vollkommenunbeachtet .DiesesUnrechtkannnichtbestehenbleiben .Der
drohendenGefahreinerMassenproletarisierungvorzubsugen,istnamentlch
für die Interessender städtischenundgroßstädtischenBevölkerungvon
größterWichtigkeit .MitRechtist daraufhingewiesenworden ,daßange¬
sichtsdesbeschränktenRekrutenkontingentserst derKriegdieunumschränk-¬
te AnwendungderallgemeinenWehrpflichtbedeutet.

NunsindallewehrfähigenStaatsbürgeraufgeboten,nunist dieArmee
einVolksheer.SeitJahrenvermehmenwirbeijedemWechselderRegierung
EnunziationenderneuenRegierung,beijederKriegsanleiheErklärungen
dereinzeinenMinister ,daßsie die VersorgungderInvalidenundkriegs-¬
hinterbliebenenWitwenundWaisenals ihrevornehmstesozialeAufgabe
betrachten .Leiderhörenwirdie Botschaft ,dochfehlt die Tat .Nachdem
schonTausendeundabertausendeKriegsbeschädigteoderdurchKriegsdienst
arbeitsunfähiggewordenemitungenügendenVersorgungsgenüssenentlassen
werdensind ,ist es daherdiePflichtdesGemeinderates,in energischerWei
sezudieserFrageStellungzunehmen.

DerRegierungunddenAbgeordnetendesVolkes ,der Presseundüber¬
hauptallen ,dieverpflichtetundberufensind ,denWillenderGesamtheit
zu erfassenundzu verwirklichen ,obliegt die Pflicht ,bei derunumgängli¬
chen Reformder Militärversorgungsgesetzgebungganz besonders auchder

Kriegshinterbliebenenzugedenkenundfür dieSicherheitdesExistenzmini-¬
mumsderKriegswitwenundderKriegswaisendasMöglichstezutun.

EinegroßeSchichte ,einwertvolles ,staatserhaltendesElement
derBevölkerungist ,je längerdasRingenwährt ,umsomehrinMitleiden-¬
schaftgezogen:DerMittelstand,ganzbesondersdieGruppederselbständig
ErwerbstätigendesGewerbesundHandels ,derbäuerlichenBevölkerung
undderfreienBerufe.

DiewirtschaftlicheExistenzsolcherFamilienistaufdemununter¬
brochenenArbeitsfleißeihresHauptesaufgebaut.

UnterdiesemGesichtspunktemüssenjetzt dieMilitärversorgungsgesetze
reformiertwerden.

EineallgemeineAufbesserungderRentensätzealleingenügtnicht ;auch
nichtdie EinführungeinerKriegszulagenachdeutschemVorbilde ,obwohl

dieseimInteressederBerufsangehörigendesHeeresauchfürunsunbedingt
notwendigist .ZumGrundbetrage ,vermehrtumdieKriegszulage,mußfürdie
Reserve - undLandsturmleutenocheineZusatzrentehinzukommen,die denInva¬
lidenunddenKriegshinterbliebenenfürdenVerlustdeszivilenEinkommens
annäherndErsatzbietet .

Jedermannweiß,daßdasWohnungsfürsorgegesetznovelliertwerdenmuß;
es geschieht jedoch nichts .Die Kriegerheimstättenbewegungstockt undeine
dieseFragefür ganzOesterreichregelndeVerordnungist bis heutenicht
erschienen,währendin DeutschlanddasKapitalsabfindungsgesetznebstAus¬
führungsbestimmungenschonimJuli 1916alle dieseFragenordnet .Ununter¬
brochenkommenneueFälle,welcheentschiedenwerdenmüssen.

NurWienhatdieKriegerheimstättenfragegeordnetundistallesvor¬
bereitet ,umzeitgemäßmitdemBauezubeginnen.

DieErrichtungder . k .Arbeitsvermittlungbewährtsich zwar ,die
Fürsorgestelleder GemeindeWiensteht hilfreich undunterstützendden
InvalidenundKriegshinterbliebenenbeiErlangungihrerAnsprüchezur
Seite ;dochist esdringendgebeten ,daßdieForderung,welcheseitJahren
erhobenwird ,ein . k .Invalidenamtzuerrichten ,welchesjetzt imRahmen
desMinisteriumsfürsozialeFürsorgeangegliedertwerdenkönnte,endlich
einmalzurDurchführunggelangt .UnddiesesInvalidenamthättesichauf
JahrzehntehinauseingehendundausschließlichmitderFragederKriegs¬
beschädigtenundKriegshinterbliebenenzubeschäftigen .

BeidieserGelegenheitmußnochdasAugenmerkaufeinwichtigesThema
gelenktwerden,dasderAufmerksamkeitdesMinisteriumsfürsozialeFürsorge
besonders empfchlen werdensoll Es ist das die Frage der Vermißtenim

Felde.DieZahlderMilitär-undascfZivilpersonenimGefolgederArmee,
welchealsvermißtgaltanweilsieihrenAngehörigendurchlängereZeit
keineNachrichtgegebenhabenundüberihrSchicksaldenzuständigenBehör¬
denundKommandennichtsGewissesbekanntist ,ist augerordentlichhoch
DieHeeresverwaltunghatfürdieNachforschungnachVermißteneineOrgani-¬
sationimFriedennichtvorgesehen,wasihrnichtzumVorwurfgemachtwer¬
denkann ,weil es in früheren Kriegennur sehr wenigVermißtegegebenhat .

DieoesterreichischeGesellschaftvomRotenKreuzhatinErkenntnis
deraußerordentlichenWichtigkeitdesProblemsderVermißten,fürdie
NachforschungmustergiltigeEinrichtungengeschaffen,welcheauchvonder
Militärverwaltungvollinhaltlichanerkanntwerden.

WaswirdaberindieserHinsichtnachdemFriedensschlußgeschehen?
Abgesehendavon ,daßdiequälendeUngewißheitüberdasSchicksaleines
AngehörigenunerträglichunddietraurigsteSicherheitnochimmerdieser
Ungewißheitweitvorzuziehenist ,befindensichunterdenVermißtenviele
MännerinvorgerücktenJahren,diemittenausihrenbürgerlichenVer¬
hältnissenherausgerissenundjetztverschollen,eineUnmengegelöster
Beziehungen,PersonenundSachenrechtlicherNaturzurückgelassenhaben,
dieunbedingteinerRegelungbedürfen.

Es ist daher Pflicht des Gemeinderates ,insbesondere mitRücksicht

aufdiegroßeZahlderinrussischerKriegsgefangenschaftmitTodAbge¬
gangenendieAufmerksamkeitdesMinisteriumsfürsozialeFürzorgeaufdie-¬
ses wichtige Gebiet zu lenken und zu empfehlen ,daß rechtzeitig mitder

HeeresverwaltungVøreinberungengetroffenwerden ,wiedasVermißten-Prob¬
lemnachdemKriegeweiterbehandeltwerdensollundwelcheKompetenzsichdamitzubefassenhabenwird.

DergrößteTeilderForderungen,welcheheuteindieserResolution
zumBeschlusseerhobenwerdensollen ,ist inDeutschlandbereitsdurch¬
geführt ,in Ungarnbesteht seit Jahrenein königl - ungar .Invalidenamt.

Esist daherdringendgebetan ,daßsichauchin Oesterreichdiever¬
antwertlichen Faktoren nicht auf Worte beschränken ,sondern ihre Pflichten

denMännerngegenüber ,welcheihre Staatsbrügerpflichtrückhaltsloserfüllt
haben,auchdurchTatenbeweisen.



GR-Dr .Heinerklärt ,dassdiegestelltenAnträgewärmstens
zu begrüssen sind und dass die Angehörigen seiner Partei für sie stim¬
menwerden .Die Versorgungsansätzesind geradezulächerlich .Esist
aberdie Frageobder Staat selbst wenner ausreichendvorsorgenwill
dies auchimStandeist -Sicherlichist ,die blösseGeldversorgung
für denStaat unmöglich ,umdie Invalidenzu befriedigen .Nachder
AbrüstungwirdessichdarumhandelnnichtnurdieArbeitderVollgesun
den ,sondernauchjenederInvalidenindierichtigenBahnnzulenken¬
DieVolkswirtschaftwirdderArbeitder Invalidennichtentraten

können.
DieTendenzdie Invalidenin ihremfrüherenBerufezube¬

schäftigen ,ist sehrlobenswert .Eswirdaberoft nichtmöglichsein
dass die Invaliden mit den Gesundenkonkurrieren .Es wirddeshalb
eine Vorzugsstellungder Invaliden notwendigsein .EinKriegsbeschä .
digten Recht muss entstehen für die Invaliden muss der Uebertritt von

einemGewerbein dasandereerleichtert werden ,derBefähigungsnachweis
wirdsich ,wenner in vollerStrengegehandhabtwird ,alshinderlich
erweisen - .Es müssen also Erleichterungen für die Invaliden ge . - ¬

schaffenwerden.
Sehrzubegrüssenist fernerdieEinsetzungdergemischten

Kommissionen,es ist anzustreben ,dassnachder Abrüstungalledie
InvalidenbetreffendenAngelegenheitendenMilitärischenInstanzenent
zogenwerdenunddassLeute ,dieimpraktischenLebenstehen ,dieer .
forderlichenEntscheidungentreffen.

Wirverlangeneine öffentlicheRechnungslegungüberalle
gesemmelten Fonde und die Verwendung derselben -Das sollte eigentlich

eine Sachedes Parlamentessein ,denndie Spendensind vonZivilisten
gegebenwordenfür das gesammteVolksheer -Die Art wieheutzutage
manchmaldieseAngelegenheitenbehandeltwerden ,entsprichtmirnicht
ganz .DieseParadeversammlungen,die manchmalstattfimen ,undin
deneneinGeneraleinensehrwohlwollendenVortraghölt ,machenbei

der GrössedieserSacheeigentlicheinenkomischenEindruck.
DerartigeUnternehmungensind nichts für Jours unddergleichen ,Wir
müssenauchandie militäsischenBehördendasErsuchenstellen ,
dasssie nichtmehrInvalidenzüchten ,als unbedingtder Kriegerfor .
dert ,dass sie bei den Musterungendoch mit einer gewssenReserve

vorgehen.( DiemilitärischenBehördenmüssendocheinsehen,dassdi
wirtschaftlicheVerteidigungneütebeinaheschondiemilitärische.
Verteidigungan Bedeütungüberragtundda dürfennicht Leuteausdem
wirtschaffichen Lebenherausgerissen werden ,umdann eineAbwehrkanone
Zübedienen ,woniemalsein Flieder hinkammIch stimmedenAnträgen
zuundkannnurwünschen,dassdieFragederInvalidenversorgungvon
unsallen in jenemGeistedurchgeführtwird ,welcherder grossenAuf
gabeentspricht ,imGeistewahrerMenschlichkeit,aberauchimGeiste
der Brüderlichkeit -JedemTüchtigenmussdie Bahnfrei gemachtwer .

den ,dassolltenauchSiebeiderGemeindebeherzigen ,niemanddraf
aus einem anderen Grunde ,als dem ,dass er nicht geeignet ist ,zurück

gewiesenwerden .Nurdann ,wennalle Kräfteentsprechendherangezogen
werden ,könnenwir die grosseAufgabelösen ,die unsallen nochbevor

støht .

GR-Reumann:DiegegemwärtigenInvalidenrentensindvollstän.
dig unzulänglich ,das ist eine Tatsacheüberdie sich auchdieRegierun
keinerTäuschunghingibtundes schwebenauchVerhandlungenmitUngarn,
vondenenwiraberleider nicht wissen ,obsie auchzumZieleführen
werden .Ander Regelung der Invalidenversorgung ,hat auch dieGemein
de ein sehr grosses Interesse ,weidsie ja durchdieUnzulänglichkeit

derRentensehrinMitleidenschaftgezogenwird .WenneinMannheute
etwasmehrals 29KronenanInvalidenrenteerhält ,so musserdoch
unbedingtderArmenfürsorgezurLastfallen -Ichglaube ,dasswir
die Forderung zur Schaffung eines ganz neuen Gesetzes über die Ver¬

sorgungjener Invalidenerhebenmüsse ;welcheausdiesemKriegehervor
gegangensind .DieunsvorgelegteEntschliessungerscheintvollkom¬
menungenügend-Warumsoll erst einVerlustanArbeitsfähigkeitvon
mehrals 10Zeentschädigtwerden? Einederartige Bestimmungkönnte
für die Invaliden die verderblichsten Folgen haba und dieGemeinde
WienhatauchgarkeineUrsachezusagen ,dassdiejenigen,welchebis
zu 10 %Erwerbsfähigkeitverloren haben ,keine Entschädigungbekommen
sollen .Rednertritt für die Abstufungbis zu 20 % ,20 bis 49 ,50bis

75 ,und75bis 100%ein ,dochdürfenichtdie Chargemassgebendsein ,
sonderndieRentemüsseeinzigundallein ,nachdemVerlusteanErwerbs-¬
fähigkeitzubemessensein .Rednerwendetsichauchdagegen,dassdie
EntschliessungindenmildestenAusdrückengehaltenwurdeunder-¬
klärt ,dieGemeindehabeeinRechtzufordern.Esmüssteauchdirekt
dasGemeinderatspräsidiumandasMinisteriumfürsozialeFürsorge
herantretenundErkundigungeneinziehen,wieweitdieVerhandlungen
in der Frageder InvalidenversorgungmitUngarngediehensindundwel
cheVrlageausgesrbeitetwerde,sowiemitwelchenMittelndie
Forderungdurchgesetztwerdensoll .DerRednerbeantragteinendies-¬
bezüglichenZusatzzur Entschliessungundverweistnochdarauf ,dass
auchdie Gewerbebehördeinstruiert werdenmüsse ,damitsie denKriegs
invalidendasgrössteEntgegenkommenzuwende ,damitdieseindie
Lagekommenihre Existenzfristen zukönnen.

GR-Dr -Löwenstein:IchbinebenfallsderMeinung,
dassdasgegenwärtigeInvalidengesetztnichtmehrzeitgemössistund
dasseinvollständigneuesGesetztvonneuenGrundsätzendurchdrungen
geschaffenwerdenmuss .DerRednerwendetsich danngegendieBehaup
tungendesAbgeodnetenWinterinderSitzungdesAbgeordnetenhauses
vom30 .Jänner ,dasseinzelnePersonendurchdie elehtrischeBe¬
handlungengemartertwordenseien.

Dreierleimüssenwiranstreben:DieInvalidenwiederumderFamiliezur
rückzugeben,sieimInterssederVolkswirtschaftwiedererwerbsfähig
zumachen;zutrachten ,daßdurchdie Versorgungsgenüsse,dasBudget
desStaatesnichtzustarkbelastetwerde ,weilwirja auchdafürdurch
Steuernaufkommenmüssen.DerRennerweistsodannaufdiegrosseZahl
der„Zitterer"hin,esgibtderenungefähr150.000,welchedurcheine
4wöchentlichebisdreimonatlicheBehandlungwiedervollkommenerwerbsfähig
gemachtwerdenkönnen.DerRednernimmtsodanngegenüberdenAngriffen
des ReichsrassabgeordnetenWinter ,OberstabsarztDr .FrischundHofrat
Dr .WagnervonJaureggin Schutzundprotestierthamensdergesamten
Aerzteschaftdagegen,daßdieHandlungsweisederAerzteinsounrichtigenLichtedargestelltwerden.

GR.Angeliführtaus ,daßbezüglichderEntlassungvonKriegsbe¬
schädigtenkeinSystemherrsche.EswerdenLeuteentlassen,welche
zuhausedasElendvorfinden,weilsieselbstnichtverdienenkönnen,umd
denAngehörigenderUnterhaltsbeitragentzogenwird.Andererseitswerden
Leutezurückbehalten ,welhheausbesserenKreisenstammenundalsAuf¬
sichtspersonenoderinsonstigerStellungbrauchbareDiensteleisten
könnten.Erfordert ,daßdieRegierungdaraufdringe,daßgewißeAnstal-¬
tenundInstitute,namentlichBankenundVersicherungsanstalten,Invalide
inihreDiensteaufnehmen.(Beifall).

DieReferentenanträgewerdenhieraufeinstimmiggenehmigt,derAn-¬
tragReumannwegendesFortfallesder10 %Entschädigungabgelehnt,seine
übrigenAnträgeabergenügendunterstütztundandenStadtratgeleitet.

UeberAntragdesSTR.SchneiderwirdieHerstellungeinerGleis¬
schleifein der EndstationFranzensbrückenstrasseamPratersternmitdem
Kostehbetragevon163. 000Kronenbeschlossen.
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